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sinke, also unter 35 x 140 =  5000 Waggons. Wir rechnen dabei schon mit dem 
ungewissen Faktor unsichtbarer Vorräte bei Müllern und Bäckern für 25 Tage, 
wofür Niemand die Garantie wird übernehmen wollen. -  Bieten sodann die 
Holzschuppen wirklich keine Garantie für gute Erhaltung der Vorräte, so wird 
man ohne Verzug an deren Ersetzung durch Silos gehen müssen1.

1. In einer weiteren Stellungnahme vom 12. Februar 1914 befürwortete von Sprecher den Ausbau 
auch der Hafervorräte: [...]  Die Vorräte an Futter, besonders an Hafer, die im Lande sind, können 
kaum in Betracht fallen; denn sie sind bekanntlich gering, und die Bestände in den Lagerhäusern 
sind während des Jahres starken Schwankungen unterworfen. Die Kriegsbereitschaft kann sich für 
unsere Armee hinziehen, ohne dass es zum Schlagen kommt. Wenn in diesem Falle die Möglichkeit 
der Einfuhr von Fourage aber trotzdem aufhört, so werden bei einem spätem  Kriegsausbruch nur 
noch reduzierte Vorräte zur Verfügung stehen.

Wir sind demnach auf die in Friedenszeiten bereitgestellten Vorräte angewiesen. 1000 Wagen à 
10000 Kg. reichen aber für einen Bestand von 60000 Pferden nur 33 Tage. Diese Zeitdauer ist unter 
allen Umständen zu kurz bemessen. Wir dürfen ohne Gefährdung unserer Existenz im Kriegsfälle 
niemals unter einen 60 tägigen Vorrat an Hafer gehen (E 27, Archiv-Nr. 3836 Bd. 2).
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489. Italienische Polizeiagenten in der Schweiz

Geheim Politisches Departement. Antrag vom 24. Januar 1914

Mit Schreiben vom 20. Dezember 1913 übermittelte der Regierungsrat des 
Kantons Basel-Stadt dem Bundesrate die Abschrift eines Berichtes des bei der 
dortigen Polizeiverwaltung angestellten Detektivs Vollenweider, vom 14. glei­
chen Monats, wonach die italienische Regierung in der Schweiz einen Dienst zur 
Überwachung der hier wohnenden Anarchisten organisiert. Nach der Angabe 
Vollenweiders ist er von einem Beamten des italienischen Konsulates in Basel, 
Herrn Borelli, zur Mitwirkung an dieser Überwachung, gegen eine monatliche 
Entschädigung von Fr. 60 bis 80, eingeladen worden, mit dem Bemerken, dass in 
ändern Kantonen bereits Polizeibeamte für diesen Dienst gewonnen seien. 
Später sei er von Borelli ersucht worden, behufs Regelung der Angelegenheit mit 
dem Organisator des Dienstes auf das Konsulat zu kommen; dieser Einladung 
habe er, Vollenweider, nach einer Besprechung mit seinem Vorgesetzten, Herrn 
Polizeiinspektor Müller, nicht Folge geleistet.

Gegen die Einrichtung eines derartigen Überwachungsdienstes von Seite 
Italiens und gegen das Verhalten des Konsulatsbeamten Borelli protestiert nun 
die baselstädtische Regierung in ihrem Schreiben, im fernem bemerkt sie am 
Schlüsse desselben:

1. Abwesend: Schulthess.
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«Es wird zu prüfen sein, ob Borelli nicht wegen versuchter Bestechung dem 
Strafrichter zu verzeigen sei, und wir ersuchen Sie, sich darüber auszusprechen, 
ob eine Strafverfolgung von der Bundesbehörde veranlasst werden müsse. Jeden­
falls bitten wir aber, auf geeignete Weise dafür zu sorgen, dass solche Vorkomm­
nisse inskünftig unterbleiben.»

Das Justiz- und Polizeidepartement, das vom Politischen Departement um 
einen Bericht der Bundesanwaltschaft ersucht worden war, legte am 31. Dezem­
ber 1913 folgende Anträge vor:

1. Es sei der italienischen Regierung von den durch den Regierungsrat des 
Kantons Basel-Stadt berichteten Vorkommnissen Kenntnis zu geben mit dem 
Bemerken, dass eine direkte Ausübung polizeilicher Funktionen durch Organe 
italienischer Behörden auf Schweizerboden nicht geduldet werden könne, und 
mit dem Ersuchen, für Abstellung solcher Missbräuche besorgt zu sein.

2. Es sei das Justiz- und Polizeidepartement einzuladen, die kantonalen 
Polizeidirektionen darauf aufmerksam zu machen, dass von den italienischen 
Behörden aus versucht werde, eine Überwachung der in der Schweiz lebenden 
italienischen Anarchisten zu organisieren und dafür die Mithülfe schweizerischer 
Polizeibeamter zu erlangen; die kantonalen Behörden seien zu ersuchen, den 
Bundesanwalt zu benachrichtigen, wenn eine derartige Tätigkeit von Ausländern 
zu ihrer Kenntnis gelange.

3. Es sei der Regierung des Kantons Basel-Stadt von diesen Massnahmen 
Mitteilung zu machen mit dem Beifügen, dass kein Grund zur Anwendung des 
Bundesstrafrechtes vorliege, sondern dass es den kantonalen Behörden überlas­
sen werden müsse, zu prüfen und darüber zu entscheiden, ob wegen der 
versuchten Bestechung eines kantonalen Polizeibeamten gegen den Sekretär des 
italienischen Konsulates strafrechtlich einzuschreiten sei.

Als Ergänzung zu dieser Miteilung erhielt das Politische Departement ausser- 
dem einen ausführlichen Bericht der Bundesanwaltschaft vom 16. Januar laufen­
den Jahres2 über die Entstehung und Tätigkeit der politischen Polizei und das 
bisherige Verhalten der italienischen Vertreter in der Schweiz und der italieni­
schen Polizeibehörden in Sachen der Anarchistenüberwachung.

Den Ausführungen der Bundesanwaltschaft ist zu entnehmen, dass im Ganzen 
genommen gegen das Verhalten der italienischen Polizeibehörden in Sachen der 
Anarchistenüberwachung nichts einzuwenden ist, dass aber, nach verschiedenen 
Indizien zu urteilen, eine gewisse Einmischung der Konsulate als nicht ausge­
schlossen erscheint. In dieser Richtung ist namentlich, ausser den direkten 
Anträgen des Herrn Borelli an Detektiv Vollenweider in Basel, besonders 
gravierend, was dieser Borelli über die in ändern Kantonen schon eingerichteten 
Beziehungen von Polizeibeamten zu italienischen Konsulaten ausgesagt hat.

Trotzdem erachtet es das Politische Departement nicht für angezeigt, jetzt 
schon nach den Vorschlägen der Bundesanwaltschaft vorzugehen, da sie geeignet 
wären, ein Aufsehen zu erregen, welches im Interesse der guten Beziehungen zu 
Italien besser vermieden würde. Vor allem hat es Bedenken, in einem Kreis-

2. E 21, Archiv-Nr. 13897.
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schreiben an die Kantone zu gelangen und sie wegen der versuchten Überwa­
chung der italienischen Anarchisten durch italienische Behörden zu mobilisieren. 
Damit würde zweifellos die ganze Frage der Aufsicht über die Anarchisten und 
die politische Polizei aufgerollt; dies in einem Zeitpunkte zu tun, in welchem es 
möglich ist, der polizeilichen Tätigkeit der italienischen Konsuln und ihrer 
Organe durch eine unauffällige Reklamation beim italienischen Minister entge­
genzutreten, dürfte nicht angemessen sein.

Es wird demgemäss beschlossen:
1. Das Politische Departement wird beauftragt, den italienischen Gesandten 

zu bitten, beim Herrn Bundespräsidenten vorzusprechen. Bei dieser Audienz ist 
dem Herrn Minister nahe zu legen, er möge im Allgemeinen dafür sorgen, dass 
die polizeiliche Tätigkeit der Konsuln in Sachen der Anarchistenüberwachung 
sistiert werde, namentlich aber ist er auf das ungehörige Verhalten des Herrn 
Borelli aufmerksam zu machen, der es nicht gescheut habe, einen Polizeibeam­
ten unter Anerbietung einer Geldbelohnung für seine Zwecke zu gewinnen zu 
suchen.

2. Das Politische Departement wird der Regierung von Basel-Stadt mitteilen, 
dass der Bundesrat Massregeln getroffen habe, um den gerügten Vorgängen 
entgegenzutreten. Zu gerichtlichen Schritten gegen Herrn Borelli sehe er sich 
schon deshalb nicht veranlasst, weil kein Grund zur Anwendung des Bundes­
strafrechtes vorliege. Es müsse den kantonalen Behörden überlassen werden, zu 
prüfen, ob auf Grund kantonalen Rechtes wegen versuchter Bestechung eines 
kantonalen Polizeibeamten gegen Borelli vorgegangen werden solle.

3. Von einem Kreisschreiben an die Kantone wird -  für einmal -  abgesehen.
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Der schweizerische Gesandte in Buenos Aires, A. Dunant, an den 
Bundespräsidenten und Vorsteher des Politischen Departementes, A. Hoffmann

S Buenos Aires, 5 février 1914

Pour faire suite à mon rapport du 21 janvier1, j ’ai l’honneur de Vous informer 
qu’il m’a été possible d ’apprendre extra-officiellement pourquoi c’est au Roi des 
Belges qu’a finalement été offert l’arbitrage italo-uruguayen dit de la «Maria- 
Madre».

Les cabinets de Rome et de Montevideo avaient convenu de soumettre cette 
question au Président de la Confédération, et M. José Romeu, alors Ministre des 
Affaires Etrangères de l’Uruguay, m’en avait aimablement avisé sans que la 
Consulta en ait eu connaissance. Peu de temps après cette communication, le 
Prince di Scalea, Sous-Secrétaire d’Etat au Ministère italien des Affaires Etran­
gères, prévenait le Ministre uruguayen à Rome que l’Italie avait actuellement

1. E 2001 (A ), Archiv-Nr. 611.
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